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Anhörung zur Finanzierung der Alters-/Pflegeheime:  
Controllingbericht 2025 und Höchstansätze für das Jahr 2027 
Stellungnahme von senesuisse  
 
Sehr geehrte Frau Baldegger 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung zur Anhörung. Als in der Langzeitpflege tätiger Verband 
sind wir von den Auswirkungen direkt betroffen und nehmen deshalb gerne Stellung. 
Aus Sicht des Verbands senesuisse ist der Bericht erneut ausgezeichnet gelungen, er gibt 
einen umfassenden Einblick in die finanziellen Entwicklungen von Alters-/Pflegeinstitutionen.  
 

Wir begrüssen das geltende System, dass die Betriebe auch weiterhin ihre Pensions- und 
Betreuungstaxen eigenständig festlegen können. 
Die vorgeschlagene Beibehaltung der maximalen Pflegetaxe von CHF 1.30 (seit 2024) pro 
Pflegeminute können wir akzeptieren, auch wenn sie unter der aktuellen Rechtsprechung 
wohl bundesrechtswidrig ist. Damit die meisten wirtschaftlich agierenden Pflegeheime kosten-
deckend arbeiten könnten, wäre eine Erhöhung auf mind. CHF 1.32 pro Pflegeminute nötig. 
Gerade weil es sich nicht um Normkosten, sondern um eine Obergrenze handelt, ist die Grenze 
genügend hoch festzusetzen, damit sich effizientere Betriebe darunter positionieren können. 
Weil auch mit den geltenden Höchstansätzen 6 Betriebe (von insgesamt 19 berücksichtigten 
Kostenrechnungen) ihre Pflegekosten 2025 nicht decken können, ist eine weitere Erhöhung auf 
2027 wünschenswert, zumal bis auf zwei Betriebe alle die maximal erlaubten Taxen anwenden. 
Betreffend Ergänzungsleistungen stellten frühere Berichte fest, dass der für Pflegeheime 
bereits seit langem geltende Höchstansatz von täglich 185 Franken zunehmend nicht mehr 
ausreicht. Wegen der höheren Ansprüche (Norm = Einzelzimmer), der steigenden Lohnkosten, 
der gestiegenen Energiekosten usw. ist auf das Jahr 2027 und bis zur Umsetzung der 
Gesamtrevision per 1. Januar 2028 eine Erhöhung auf 190 Franken nötig.  
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1. Stellungnahme zum Höchstansatz für Pflegekosten 
Der Verband senesuisse hat seit jeher die Meinung vertreten, dass seitens Bundesparlament 
in Art. 25a KVG den Kantonen vorgeschrieben wurde, für die gesamte Restkostenfinanzierung 
der Pflegekosten aufkommen zu müssen. Dies wurde vom Bundesgericht im Musterurteil 
9C_446/2017 am Beispiel des Kantons St. Gallen klar bestätigt: „Der verbleibende Betrag, der 
weder von der Krankenversicherung noch von den Bewohnenden bezahlt wird, ist von der 
öffentlichen Hand (Kanton oder Gemeinden) zu übernehmen“ (E. 3.3). Entsprechend hat der 
direkt betroffene Kanton SG in einem ersten Schritt die Restkostenfinanzierung deutlich 
verbessert und im Jahr 2023 bereits einen zweiten Schritt (nochmalige Erhöhung um 5 Prozent) 
vorgenommen; auf 2027 soll die nächste folgen. Die Tabelle mit den interkantonalen 
Vergleichen (S. 13) zeigt auf, dass der Kanton AR auch mit der Erhöhung per 2024 nahezu 
durchgehend unter dem Durchschnitt der Restfinanzierungsansätze in der Region liegt. 
Damit das im Kanton AR gewählte System der Höchstansätze rechtskonform ist, gilt gemäss 
Bundesgericht (E. 6.1): „Doch müssen diese Ansätze so gewählt sein, dass sie grundsätzlich 
für alle nicht unwirtschaftlichen Betriebe eine Kostendeckung ermöglichen (E. 7.4.3): 
Sind diese im Einzelfall nicht kostendeckend, erweisen sie sich als mit der Regelung von  
Art. 25a Abs. 5 Satz 2 KVG nicht vereinbar.“ 
Gemäss den Aussagen „Controllingbericht 2025“ sind die durchschnittlichen Pflegekosten pro 
Pflegeminute von CHF 1.26 auf CHF 1.28 gestiegen. Insgesamt waren 6 von 19 Betrieben mit 
den aktuellen Ansätzen in der Pflege nicht kostendeckend. Mit einer zu tiefen Obergrenze 
wird das System eines Höchstansatzes zur Farce. Dabei hatten in den Vorjahren diejenigen 
Betriebe mit geringeren Kosten durchaus gezeigt, dass sie einen tieferen Ansatz verrechnen, 
wenn sie nicht auf den Höchstansatz angewiesen sind, der Kanton kann sonst intervenieren.  
Aus Sicht von senesuisse wäre der Höchstansatz auf mindestens CHF 1.32 festzusetzen, 
um die bundesgesetzliche Vorgabe einzuhalten. Es reicht nach geltender Rechtsprechung 
für festgesetzte Obergrenzen nicht aus, dass damit nur „eine Mehrzahl an Pflegeheimen“ die 
Pflegekosten decken kann. Eine Obergrenze muss nahezu alle Betriebe abdecken, wobei sich 
möglichst viele darunter positionieren (können) sollten. 
Aufgrund der per 2024 erfolgten deutlichen Anhebung der Kostenobergrenzen und der bereits 
umgesetzten und noch bevorstehenden Massnahmen im Rahmen der Pflegeinitiative (welche 
spätestens nach Abschluss der Beratungen auf Bundesebene umgehend zu finanzieren sind) 
verzichtet senesuisse auf die explizite Forderung einer erneuten Erhöhung per 2027. Die 
Zahlen des Jahres 2026 sind aber für eine Anhebung der Kostenobergrenzen per 2028 genau 
zu betrachten, auch weil die Kostensteigerung aufgrund der steigenden Personalkosten sich 
nur ungenügend im berücksichtigen LIK zeigt. 

Antrag: Der Satz auf Seite 19 des Berichts (unten) ist wie folgt zu korrigieren:  
„Die Anpassung der Höchstansätze hat zum Ziel, dass eine Mehrzahl an 
möglichst alle Pflegeheimen ihre Pflegekosten decken kannkönnen“. 

 
 
2. Stellungnahme zu den Ergänzungsleistungen 
Seit dem Jahr 2016 sind die Obergrenzen zur EL-Finanzierung von Heimaufenthalten gleich-
geblieben. Das festgesetzte Tagesmaximum von 185 Franken reicht kaum mehr, um die stetig 
steigenden Kosten zu finanzieren. Es muss der einheimischen Bevölkerung möglich sein, in 
ihrem angestammten Umfeld ins Pflegeheim einzutreten, auch wenn ihre finanziellen Mittel 
nicht ganz ausreichen. Mit Blick auf die stetig steigenden Kosten im Bereich von Betreuung und 
Hotellerie (Lohn-, Energiekosten usw.) fordern wir für das kommende Jahr und damit noch 
vor der zur Umsetzung der Gesamtrevision per 1. Januar 2028 (mit EL-Beiträgen für 
Betreuungsleistungen) eine Erhöhung auf 190 Franken. 
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Was senesuisse mit Blick auf die Bewohnerstruktur des Kantons AR bereits seit längerem 
fordert, ist eine Regelung über Zusatzfinanzierung für Betreutes Wohnen. Wenn der grösste 
Anteil der Bewohnenden mit 12.73% in der Pflegestufe 2 liegt, fehlt es an einer ausreichenden 
Finanzierung, um für eine Vielzahl dieser Personen den Aufenthalt in einer für sie besser 
geeigneten betreuten Wohnstruktur zu ermöglichen. Dies ist mit Blick auf die heute noch 
geltende bundesrechtliche Lösung mit tiefen Mietzinsmaxima auch nicht erstaunlich. Immerhin 
haben Bundesparlament und Bundesrat den Handlungsbedarf erkannt und mit der Revision 
des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV, welche Auf Anfang 2028 
durch die Kantone umzusetzen ist, die Weichen für eine bessere EL-Finanzierung gestellt.  
Für viele Personen mit weniger als 1 Stunde Pflege pro Tag sollte es bessere Lösungen als den 
Heimaufenthalt mit „Vollpauschalangebot“ geben. Das Betreute Wohnen ist diese optimale 
Lösung, welche die Bedürfnisse der Betagten besser abdeckt und Pflegeplätze einspart. Solche 
altersgerechten Wohnungen ermöglichen die Aufrechterhaltung von Mobilität und 
regelmässigen sozialen Kontakten; gleichzeitig ist die Leistung der nötigen Pflege dort besser 
garantiert als am ursprünglichen Wohnort. Auch bei zunehmendem Pflegebedarf müssen die 
Bewohnenden ihre altersgerechte Wohnung nicht verlassen und können durch das ihnen 
bekannte Pflegepersonal betreut werden. Die Zentrierung mehrerer Wohnungen an einem Ort 
ermöglicht zusätzliche Einsparungen bei den Pflegekosten, weil nebst dem Wegfall von 
Anfahrts- und Abfahrtsweg für einfachere Tätigkeiten im Gegensatz zur „externen Spitex“ nicht 
nur bestens ausgebildetes Pflegepersonal eingesetzt werden kann. Damit wird erst noch der 
vorhandene Mangel an tertiärem Pflegepersonal reduziert. 
Die neue Bundeslösung mit Finanzierung von Betreuungsleistungen ermöglicht genau solche 
Angebote von „Betreutem Wohnen“ und die Kantone sind nun gefordert, in ihrem System die 
entsprechende Ausrichtung von Pauschalzahlungen bis spätestens 01.01.2028 umzusetzen. 
Inhaltlich kann auf die Dokumente der Paul Schiller Stiftung abgestützt werden, welche den 
Kantonen entsprechende Hilfestellung bei der Umsetzung bietet. 

Antrag: Die Ergänzungsleistungen sind auf das Jahr 2027 hin auf eine Obergrenze von 
mindestens 190 Franken pro Pflegeheimtag zu erhöhen. 
Dabei sind sie per 2028 gemäss Bundesrecht zwingend um eine Kategorie 
„Betreuungsleistungen“ zu ergänzen, welche die Zusatzfinanzierung für 
geeignete Angebote vorsieht. 

 
 
Wir danken Ihnen für die wertvolle Arbeit und die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
senesuisse 
 

 
Christian Streit 
Geschäftsführer 


